
STUDENTENSCHAFT DER TECHNISCHEN HOCHSCHULE DARMSTADT 

-ÄLTESTENRAT-

An
B. Braun 
F. Urban

RCDS

im Hause
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Betr.: Anfechtung vom 21.6*79

Der Ältestenrat hat die Anfechtung der Wahl der Studentenschaft 
im Sommersemester 79 von B.- Braun und F- Urban erhalten.

Die Anfechtung der Wahl des Studentenparlaments und zu den Fach- 
schäften im Sommersemester 79 wird zurückgewiesen.

Begründung;

1. Zu den Bestimmungen des § 15 (1) 2 Abs. des HHG (Briefwahl) hat 
der Ältestenrat bereits in seiner Sitzung vom 9.5.79 Stellung be­
zogen. Diese Stellungnahme wurde vom AStA bereits auszugsweise ver­
öffentlicht und ist dort einzusehen.

2. Mit dem Präsidenten und den Wahlorganen zu den Kollegialorganen, 
dem der Kanzler angehört, hat der Wahlausschuß der Studentenschaft 
sich auf einen gemeinsamen Wahltermin für die Wahlen zur Studenten­
schaft geeinigt. (Unter Teilnahme von Vertretern des RCDS)
Die Ankündigung des Wahltermins fand auf Plakaten des studentischen 
Wahlausschußes statt, so daß jeder Student die Möglichkeit hatte, 
den Wahltermin zu erfahren.

3. Die Stimmzettel zu den Wahlen entsprachen in der Form genau der­
jenigen, die bereits bei früheren Wählen im Einvernehmen mit dem 
Kanzler verwendet wurden. Die eingegangenen Wählvorschläge und Listen 
wurden vom studentischen Wahlausschuß anhand des Wählerverzeichnisses 
geprüft.

4. Für die Wahlen selbst hat die Hochschule die zur Verfügungstellung 
des Wählerverzeichnisses an den Wahlausschuß der Studentenschaft un­
tersagt, so daß die Wahlberechtigung anhand des Studentenausweises 
und des Personalausweises überprüft wuide, Beurlaubte und exmatri­
kulierte Studenten waren nicht wahlberechtigt. Das Wahlergebnis
läßt nicht darauf schließen, daß die Tatsache des fehlenden Wähler­
verzeichnisses zu einer Verfälschung des Wahlergebnisses geführt hat.



Sollten die Kommilitonen Braun und Urban auf diesem Anfechtungs­
grund bestehen, kann durch einen Untersuchungsausschuß des Studen­
tenparlaments unter Aufsicht des Ältestenrats anhand der vom Wahl­
ausschuß registrierten Matrikelnummern und des Wählerverzeichnisses 
dies überprüft werden.

Dem Ältestenrat ist kein konkreter Fall des Mißbrauchs des Wahl­
rechts bekannt.

5. Die Briefwähl war entsprechend § 14 (7) der Satzung vom 16.5.74 
möglich. Zu § 14 (4) des der Satzung gilt das in Punkt 1. Gesagte.

Darmstadt, den 5.7.1979

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluß ist binnen 1 Monat nach Zustellung Rechts­
aufsichtsbeschwerde beim Präsidenten der THD, Karolinenplatz 5, 
6100 Darmstadt, oder'beim Hessischen Kultusminister möglich. Die 
Beschwerde ist schriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu ge­
ben. Sie ist zu begründen.

Georg Fiszman Rudolf Höhner Siegfried v. Hopf garten

im Auftrag:


